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Das Elektrowunder von Shenzhen
Wie die südchinesische Millionenmetropole die größte E-Bus-Flotte der Welt aufgebaut hat
China fördert die Elektromobilität
nachKräften.Die Stadt Shenzhen ist
Vorreiter bei der Umstellung auf ei-
nen emissionsfreien öffentlichen
Nahverkehr – und bei der Herstel-
lung der Fahrzeuge.

Von Finn Mayer-Kuckuk

Deutschland, der Vorreiter in Um-
welttechnologien? Die Zweifel an ei-
ner Spitzenstellung mehren sich. Chi-
na meldet eine Reihe spektakulärer
Erfolge: Die Energiewende kommt
überraschend schnell voran – ebenso
die Umstellung auf Elektromobilität.
Während Deutschland über Schwie-
rigkeiten und Kosten redet, probiert
die Techniknation in Asien neue Kon-
zepte einfach im großen Stil aus.
Bestes Beispiel ist die Industrie-

stadt Shenzhen ganz im Süden des
Landes. Sämtliche Stadtbusse fahren
hier bereits elektrisch. Das Ziel ist vor
allem sauberere Luft: In den dicken
Brummern des öffentlichen Nahver-
kehrs tuckerten bisher meist Diesel-
motoren. Diese gelten als Hauptver-
ursacher von Feinstaub und anderen
Schadstoffen. In Deutschland sind die
Busse an einem Fünftel der Emissio-
nen des städtischen Straßenverkehrs
schuld. Genauso war es in Shenzhen
– vor der Umstellung. In der Metro-
pole ist die Luft bereits merklich sau-
berer geworden.
Zwischen den Wolkenkratzern der

Innenstadt, den Fabriken am Stadt-
rand und den Wohnblöcken surren in
Shenzhen nun 16 500 E-Busse. Das ist
eine enorme Zahl. Weltweit hat es
bisher keine andere Großstadt ge-
schafft, den öffentlichen Verkehr so
radikal auf Elektrizität umzustellen.
Zum Vergleich: In ganz Deutschland
gibt es 35 000 Linienbusse, fast alle
davon dieselgetrieben. Die Bundes-
regierung fördert derzeit zwar die
Umstellung auf E-Busse aus dem Mo-
bilitätsfonds mit Hunderten Millio-
nen Euro, doch nur in Hamburg hat
sich bisher nennenswert etwas getan
– die Hansestadt will ab 2020 aus-
schließlich E-Modelle anschaffen. Bei
den Berliner Verkehrsbetrieben
(BVG) fährt von 1300 Bussen derzeit
nur einer elektrisch: Die Linie 204
dient als Teststrecke, um ein geeig-
netes Modell für den Masseneinsatz
zu finden. Deutschlands größter Ver-
kehrsbetrieb hat zwar einen Auftrag
für 45 Elektrobussen ausgeschrieben,
doch angeblich finden sich keine Her-
steller, die liefern können. Im Som-
mer will nun eine Delegation aus Ber-
lin nach China reisen, um sich dort
über den Einsatz von Elektrobussen
zu informieren.
In Shenzhen werden die Vertreter

von Senat und BVG ein gut funktio-
nierendes E-Bus-Netz vorfinden. Da-
bei fahren die neuartigen Verkehrs-
mittel dort unter wesentlich härteren
Bedingungen als in der deutschen
Hauptstadt. In Shenzhen leben 13

Millionen Menschen. Die Stadt er-
streckt sich über 2000 Quadratkilo-
meter Fläche, mehr als doppelt so viel
wie Berlin. Sie ist Taifunen und ex-
tremen Regenfällen ausgesetzt. Im
Sommer wird es so heiß, dass die Bus-
se klimatisiert fahren müssen. Milli-
onen Angestellte streben morgens
gleichzeitig an ihre Arbeitsplätze.
Shenzhen ist einer der produktivsten
Orte der Welt: Die Stadt stellt jähr-
lich Waren und Dienste im Wert von
260 Milliarden Euro her.
Die Einwohner sind glücklich mit

ihren Elektrobussen. Es sind keine
Klagen zu hören, dafür sind die Leu-
te stolz auf die technische Leistung
»Made in China«. In einem Land, das
wie kaum ein anderes unter Luftver-
schmutzung leidet, ist emissionsfrei-
es Fahren ein echter Standortfaktor.
Im Herzen des Elektrowunders

steht ein Unternehmen: der Auto- und
Batteriehersteller BYD mit Sitz in
Shenzhen. Das Unternehmen ist als
Innovator und E-Pionier bekannt: Das
erste in Serie hergestellte Steckdosen-
Hybridauto der Welt kam 2009 von
BYD. US-Investor Warren Buffett war
so begeistert von dem Unternehmen,
dass er mit einer dicken Finanzspritze
nachgeholfen hat. BYD war zwischen-
zeitlich immer wieder der global ab-
satzstärkste Anbieter von Elektrofahr-
zeugen und ist der zweitgrößte Her-
steller von Batterien. Das Unterneh-

men gibt viel Geld für die Forschung
aus und ist auch der wichtigste Part-
ner von Daimler bei der Herstellung
von reinen Elektroautos für China.
Die deutschen Marktführer schei-

nen den Trend zum Teil verschlafen
zu haben.WederMercedes nochMAN
bietet ein gebrauchsfertiges Modell
an. Mercedes will erst in diesem Jahr
einen Bus auf den Markt bringen –
doch die Asiaten haben ganz klar die
Nase vorn. Das Münchner Fernbus-
unternehmen Flixbus hat deshalb
ebenfalls chinesische Fahrzeuge an-
geschafft, um mit den Möglichkeiten
der Elektromobilität zu experimen-

tieren. Zwischen Paris und Amiens
sowie zwischen Frankfurt und Mann-
heim können die Kunden künftig lei-
se und sauber reisen.
Dabei arbeitet Shenzhen gar nicht

mit sehr hohen Zuschüssen, um das
E-Wunder möglich zu machen. Da die
Strompreise niedrig sind, verursacht
ein Bus dort in acht Betriebsjahren in-
klusive Anschaffung und Energie
nicht mehr Kosten als ein Diesel, wie
aus einer Studie der Weltbank her-
vorgeht. Der Diesel ist zwar beimKauf
billiger, der Elektrobus holt jedoch
beim Betrieb wieder auf. Viele der
Verkehrsgesellschaften in Shenzhen

leasen die Busse daher von BYD, um
Kosten zu sparen.
Die Busmodelle laden ihre Lithi-

umbatterie typischerweise für fünf
Stunden und kommen damit 250 Ki-
lometer weit. Die Stadt braucht auf
langen Linien nun mehr Busse als
vorher, doch die Fahrzeuge können
an vielen Punkten nachladen. Die
Pausen sind fest in den Fahrplan ein-
gebaut. Wenn gerade kein Bus den
Strom braucht, stehe die Ladestatio-
nen auch Elektroautos von Privat-
leuten offen. Das spielt einen Teil der
Kosten wieder ein.
Die E-Busse fügen sich dabei bes-

tens in die chinesische Klimastrategie
ein. Sie sind hervorragende Abneh-
mer von erneuerbarer Energie, wenn
diese gerade wieder überreichlich zur
Verfügung steht. Besonders die an-
gereisten Opelaner aus den westdeut-
schen Standorten strotzen nur so vor
Kampfeswillen. Nachts liefern aller-
dings die Kernkraftwerke der Region
besonders billigen Ladestrom, wenn
die Busse ohnehin im Depot stehen.
Morgens zur Hauptverkehrszeit sind
sie dann pünktlich voll geladen.
Shenzhen ist auch sonst Vorreiter

der elektrischen Mobilität. Die Stadt
verfügt über ein gut ausgebautes U-
Bahn-Netz, und fast alle Taxis sind
schon Hybrid- oder Elektroautos.
Deutschland ist da quasi noch ein
Entwicklungsland.

Elektrobus made in China bei einer Messe im November 2010. In Deutschland war zu dieser Zeit die Dieselwelt noch in Ordnung. Foto: imago/Xinhua

Beijing Motor Show
Peking. Noch bis Freitag läuft Chinas
wichtigste Automesse, die Beijing
Motor Show. Alle großen Hersteller
buhlen in Peking um den weltweit
größten Automarkt. Fast 29 Millio-
nen Fahrzeuge wurden vergangenes
Jahr in der Volksrepublik verkauft:
Kleinwagen, Limousinen, Lkw. Das
waren drei Prozent mehr als im Vor-
jahr – was längst nicht an früheres
Wachstum heranreicht.
Chinesen lieben sportliche Ge-

ländewagen (SUVs), die mittlerweile
einen Anteil von 40 Prozent haben.

Ihre Verkäufe legten 2017 um 13,3
Prozent auf 10,2 Millionen zu. Hier
sind chinesische Hersteller mit 60
Prozent Anteil besonders stark. Das
gilt aber auch für Elektrofahrzeuge.
Ihr Verkauf boomt ebenfalls, denn
China will 2019 eine E-Auto-Quote
von zehn Prozent einführen. Im ver-
gangenen Jahr stieg der Absatz von
Hybrid- und E-Autos um 53 Prozent
auf 780 000. Das macht zwar nur 2,7
Prozent des Gesamtmarktes aus –
aber China ist damit Weltleitmarkt
in der Elektromobilität. AFP/nd

Abrechnung mit der »Troika-Giftmischung«
Neues Buch zur Eurokise bietet viel Empirie, klare linke Analyse und scharfe Kritik an der deutschen Wirtschaftspolitik

Noch immer dominiert das merkan-
tilistische deutsche Exportmodell
die wirtschaftspolitischen Perspek-
tiven im Euroraum. Zu Unrecht, wie
ein neues Buch aufzeigt.

Von Thomas Trares

Heiner Flassbeck zählt zu den profi-
liertesten linken Ökonomen im
deutschsprachigen Raum. Schon lan-
ge wettert der frühere Finanzstaats-
sekretär und Chefvolkswirt der UN-
Handelsorganisation UNCTAD gegen
das hiesige Lohndumping. Deutsch-
land habe damit seine Arbeitslosig-
keit exportiert, seine Handelspartner
niederkonkurriert und gegen funda-
mentale Regeln der Europäischen
Währungsunion (EWU) verstoßen.
Nun hat er ein Buch zu dem Thema
veröffentlicht – Titel: »Das Euro-De-
saster – Wie deutsche Wirtschafts-
politik die Eurozone in den Abgrund
treibt«. Koautor ist Jörg Bibow, der
am Levy Economics Institute der
UNCTAD forscht und in den vergan-
genen Jahren viel zum Thema Euro-
Krisenmanagement publiziert hat.

Das Buch selbst ist zunächst eine
Aufarbeitung der Eurokrise, die vor
zehn Jahren zuerst als Konjunktur-
und Finanzkrise begann sowie später
zu einer Staatsschuldenkrise umge-
deutet wurde. Aus Sicht der Autoren
ist die Krise bis heute nicht gelöst. Bis
auf Irland habe keines der infizierten
Länder beim Bruttoinlandsprodukt
sein Vorkrisenniveau wieder er-
reicht. Die Autoren machen dafür die
»Troika-Giftmischung« aus Austerität
und Lohnsenkungen verantwortlich.
Diese Politik »war ein krasses Desas-
ter, speziell für die Eurokrisenländer,
aber auch für die Eurozone insge-
samt, die bis heute fragil und vom Zu-
sammenbruch bedroht bleibt«,
schreiben sie.
Neben Irland analysieren Flass-

beck und Bibow auch die Lage in den
anderen Krisenländern, sprich in
Griechenland, Italien, Spanien, Por-
tugal, Zypern und Lettland. Betrach-
tet wird außerdem die Entwicklung in
Deutschland und Frankreich, den bei-
den größten Volkswirtschaften der
Eurozone. Der Leser muss sich dabei
auch auf eine Fülle von Grafiken so-

wie einige theoretische Ausführungen
einstellen, etwa zur Höhe der keyne-
sianischen Multiplikatoren sowie zum
Thema »interne Abwertung«. Dies
dient dazu, den Erfolg bzw. Nicht-Er-
folg der verordneten Krisenmedizin
verständlich zu machen.

Das Buch ist aber nicht nur eine
Analyse der Eurokrise, sondern vor
allem auch eine äußerst deftige Ab-
rechnung mit der deutschen Wirt-
schaftspolitik. Sie kritisieren scharf
die »gezielte Exportförderung bei
gleichzeitiger Importbehinderung –
mittels innerer Disziplin«. Dabei fal-

len deutliche Worte. So ist von ei-
nem »großdeutschen Merkantilis-
mus« die Rede, von »Trittbrettfah-
rertum im globalen Exportgeschäft«
oder von »Überstrategen des Mer-
kantilismus«, die »nichts von Mak-
roökonomik und Finanzen verste-
hen«.
Die Strategie der Lohnzurückhal-

tung indes hat eine lange westdeut-
sche Tradition. Bereits 1950 hatte der
damalige Bundeswirtschaftsminister
Ludwig Erhard diese in einem Brief
an Wilhelm Vocke, seinerzeit Präsi-
dent der Bank deutscher Länder, ge-
fordert, die deutsche Wirtschaftspo-
litik solle sich darauf konzentrieren,
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit
zu erhöhen. Die »kritische Zutat«
hierzu sollte »innere Disziplin« sein.
Zum Problem für Europa wurde die-
se Strategie Jahrzehnte später. »Die
Prozesse und Fehlentwicklungen, die
durch die deutsche Lohnzurückhal-
tung in der Zeit ab Mitte der 1990er
Jahre bis 2010 angetrieben wurden,
bilden die Hauptursache für die bis
heute ungelöste Eurokrise«, schrei-
ben Flassbeck und Bibow.

An diesem Zustand wird sich auch
so schnell nichts ändern, denn in-
zwischen ist das deutscheModell zum
Vorbild für die gesamte Eurozone ge-
worden. Selbst Frankreich, das sich
lange Zeit an der Stabilitätsnorm der
Europäischen Zentralbank (EZB) ori-
entiert hat, ist auf den deutschen Kurs
eingeschwenkt. Die beiden Autoren
halten die Verfolgung des deutschen
Modells für die Eurozone insgesamt
für »illusionär«. »Wer auf diese Illu-
sion baut, macht die Rechnung ohne
denWirt – dieWeltgemeinschaft wird
es auf Dauer nicht tolerieren.«
Alles in allem ist das Buch ein

wichtiger Beitrag zur Eurokrise. Es
zeigt nicht nur die Ursachen und
Symptome auf, sondern liefert auch
einen sehr guten Überblick über die
Situation in den Krisenländern und
kann damit auch gut als Nachschla-
gewerk zur Eurokrise dienen.

Heiner Flassbeck, Jörg Bibow: Das Euro-
Desaster. Wie deutsche Wirtschaftspoli-
tik die Eurozone in den Abgrund treibt,
Westend Verlag, Frankfurt am Main,
2018, 224 Seiten, 20 €.

»Wer auf diese Illusion
baut, macht die Rech-
nung ohne den Wirt –
die Weltgemeinschaft
wird es auf Dauer nicht
tolerieren.«
Heiner Flassbeck und
Jörg Bibow

Eine Milliarde
für die
Atomkonzerne
AKW-Betreiber sollen offenbar
rund eine Milliarde Euro Ent-
schädigung bekommen. Grund
ist der vorübergehende Ausstieg
aus dem Atomausstieg 2011.

Berlin. Die AKW-Betreiber Vat-
tenfall und RWE sollen für den
Atomausstieg in Deutschland rund
eine Milliarde Euro Entschädi-
gung bekommen. Das sieht ein
Gesetzentwurf des Bundesum-
weltministeriums vor, der statt auf
längere Laufzeiten auf einen fi-
nanziellen Ausgleich für die ver-
fallenen Reststrommengen setzt:
Diese Ausgaben würden »einen
niedrigen einstelligen Milliarden-
bereich nicht überschreiten,
wahrscheinlich jedoch im oberen
dreistelligen Millionenbereich lie-
gen«, heißt es im Entwurf. Die ge-
nauen Entschädigungen sollen
aber erst Anfang 2023 ermittelt
werden. Der Text ist derzeit in der
Ressortabstimmung.
Das Bundesverfassungsgericht

hatte im Dezember 2016 geur-
teilt, dass Vattenfall und RWE we-
gen des Atomausstiegsbeschlus-
ses von 2011 für Reststrommen-
gen entschädigt werden müssen,
die ihren Meilern beim ersten Be-
schluss 2002 zunächst zugeteilt
und 2011 wieder gestrichen wur-
den. Der dritte Kläger E.on hat
keinen Anspruch auf Schadener-
satz für Reststrommengen, weil er
diese laut Urteil zwischen seinen
diversen Atomkraftwerken um-
verteilen kann. Dies gilt auch für
den vierten Betreiber EnBW, der
in Karlsruhe nicht geklagt hatte.
Die frühere rot-grüne Bundes-

regierung hatte 2002 den Atom-
ausstieg beschlossen und dazu mit
den Kraftwerksbetreibern Rest-
laufzeiten festgelegt. Ende 2010
hob die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung diesen Konsens auf und
verlängerte die Laufzeiten um
durchschnittlich zwölf Jahre. Rund
sieben Monate später machte die-
selbe Regierung nach der Reak-
torkatastrophe in Fukushima die
Verlängerungen rückgängig, ver-
fügte die sofortige Abschaltung
mehrerer Meiler und legte Ab-
schaltdaten für die anderen fest.
Die Grünen-Umweltexpertin

Sylvia Kotting-Uhl erklärte zu dem
Gesetzentwurf, dass die Betreiber
überhaupt entschädigt werden
müssten, liege am »Hin und Her«
der schwarz-gelben Regierung.
»Wieder einmal« würden die
Steuerzahler zur Kasse gebeten.
Der Umweltverband BUND for-
derte, dass die Gesetzesänderung
für eine »deutliche Beschleuni-
gung des Atomausstiegs genutzt«
werde. Der Entwurf bleibe »deut-
lich« hinter den Erwartungen zu-
rück, erklärte die Umweltorgani-
sation. AFP/nd

Leck in AKW
in Belgien
Atomreaktor Doel 1 musste
heruntergefahren werden

Brüssel. Der belgische Atomreak-
tor Doel 1 ist wegen eines Lecks
im Notkühlwasserkreislauf vor-
sichtshalber heruntergefahren
worden. Nach Angaben des Be-
treibers Engie Electrabel vom
Montag hatte die undichte Stelle
keinerlei Auswirkungen auf die
Mitarbeiter, die Umwelt oder die
Bevölkerung. Die Atomaufsichts-
behörde FANC sprach von einem
minimalen Leck, das »an sich kei-
ne Sicherheitsprobleme darstel-
le«. Radioaktivität trat nicht aus.
Das betroffene Kühlsystem wird

demnach nur im Fall eines schwe-
ren Unfalls genutzt und hat im
Normalbetrieb keine Funktion. Der
Vorfall habe unter dem Niveau ge-
legen, das eine automatische Not-
abschaltung des Reaktors notwen-
dig gemacht hätte, hieß es. Nach
Angaben des Betreibers wird die
Anlage nun mindestens bis zum 1.
Oktober abgeschaltet bleiben. Der
Grund dafür sind aber turnusmä-
ßige Wartungsarbeiten. dpa/nd


